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Ein Pachtvertrag ist ein: 
gegenseitiger Vertrag, 

 in dem der Verpächter dem Pächter 

einen Pachtgegenstand 

zum Gebrauch und zur Fruchtziehung überlässt. 

Der Pächter hat dem Verpächter als Gegenleistung 
den Pachtzins zu entrichten.



 Der Pachtvertrag unterscheidet sich vom Mietvertrag durch das Recht zur 

Fruchtziehung, also das Recht des Pächters wirtschaftliche Erträge aus dem 

Pachtgegenstand zu erzielen. 

 Ein weiterer markanter Unterschied liegt in der Möglichkeit, neben Sachen auch 

Rechte zu verpachten, was beim Mietvertrag nicht gegeben ist. 

 Der Pachtvertrag ist in Deutschland in den Vorschriften der §§ 581–597 BGB geregelt 

(Pacht: §§ 581 ff. BGB, Landpacht: §§ 585 ff. BGB). Im Falle der Jagdpacht gelten 

außerdem die Regelungen des Bundesjagdgesetzes, dass speziell in §§ 11 ff. 

Bundjagdgesetz Sondervorschriften enthält. 

 Die Pacht ist ein Dauerschuldverhältnis, das durch Ablauf der vereinbarten Dauer 

oder durch Kündigung beendet wird

 Ein Eigentümerwechsel des Pachtobjekts führt grundsätzlich nicht zum Ende des 

bestehenden Pachtvertrags, da dieser durch den neuen Eigentümer übernommen 

werden muss (§ 593b BGB). 

 Diese Regelung schützt den Pächter und sichert dessen wirtschaftliche Investitionen und 

Planungen. 



 Pflichten des Verpächters

 den Pachtgegenstand dem Pächter in einem vertragsgemäßen Zustand zu 

übergeben (§ 581 Absatz 1 BGB). Dies umfasst sowohl die bauliche, 

rechtliche als auch die funktionale Eignung für den vereinbarten 

Nutzungszweck. 

 Weiterhin muss der Verpächter die Nutzung und Fruchtziehung ermöglichen, 

sodass der Pächter den Betrieb wirtschaftlich betreiben kann. 

 Kommt der Verpächter dieser Pflicht nicht nach, hat der Pächter unter 

Umständen Anspruch auf Schadensersatz oder auf eine Minderung des 

Pachtzinses.

 Pflichten des Pächters

 Zahlung des vertraglich vereinbarten Pachtzinses 

 den Pachtgegenstand pfleglich behandeln sowie ordnungsgemäß 

bewirtschaften (Die ordnungsgemäße Bewirtschaftung ist gesetzlich nicht 

detailliert geregelt, umfasst jedoch allgemein die Erhaltung des 

Pachtobjekts in einem für den Verpächter akzeptablen Zustand) 

 Bei Schäden, die durch unsachgemäße Nutzung entstehen, haftet der 

Pächter möglicherweise für die Wiederherstellungskosten.



2.) Jagdpachtvertrag



Bedeutung in Deutschland

 In Deutschland spielt der Jagdpachtvertrag eine entscheidende Rolle für die 

Organisation und rechtliche Rahmenbedingungen der Jagdausübung. Er regelt die 

Beziehungen zwischen dem Landbesitzer und dem Jäger, wodurch eine nachhaltige 

Nutzung und Hege der Wildbestände gewährleistet wird. 

 Durch Jagdverträge werden Nutzungsberechtigungen klar definiert, die sowohl den 

Jagdpächter als auch den Verpächter in ihren Rechten und Pflichten festlegen.

 Die Relevanz ergibt sich nicht nur aus jagdlicher, sondern auch aus 

naturschutzfachlicher Sicht. Die Jagdpacht ermöglicht eine geordnete Jagdausübung, 

die essentiell für das Wildtiermanagement und den Erhalt der Biodiversität ist. Ein gut 

strukturierter Jagdpachtvertrag dient dem Schutz der Wildtiere und unterstützt 

ebenso land- und forstwirtschaftliche Zielsetzungen.

 Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Vermeidung von Wildschäden, die durch eine 

geregelte Jagdausübung signifikant reduziert werden können. Diese Vertragsform 

sorgt somit für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Jagdinteressen und 

landwirtschaftlichem Schutzbedarf. 



Revierwesen

 Gejagt werden darf auf allen land- und forstwirtschaftlich 

genutzten, sowie brach liegenden Flächen, die einen 

einheitlichen Jagdbezirk bilden. 

 Sofern der Jagdrechtsinhaber (Grundeigentümer) über ausreichend 

zusammenhängende Fläche verfügt, besitzt er automatisch ein Eigenjagdrevier. In 

diesem kann er mit gültigem Jagdschein selbständig die Jagd ausüben. 

 Die Mindestgrößen für das Entstehen einer Eigenjagd ist in Thüringen 75ha (§ 8 ThJG). 

 Kleinere Flächen bilden zusammen mit den übrigen Grundflächen in der entsprechenden 

Gemeinde einen sogenannten „gemeinschaftlichen Jagdbezirk“, wobei die Gesamtfläche 

der Gemeinde mindestens eine Größe von 250 ha aufweisen muss (§ 10 ThJG). 

 Alle Grundeigentümer von bejagbaren Flächen, welche nicht die 

Mindestanforderungen der Größe für ein Eigenjagdrevier erfüllen, werden kraft 

Gesetzes in einer sogenannten Jagdgenossenschaft (11 ThJG) zusammengefasst



Der Jagdpachtvertrag selbst

 Im Hinblick auf den Inhalt des Pachtvertrages 

gilt – im Rahmen des Bundesjagdgesetzes und 

der landesgesetzlichen Regelungen 

 die allg. Vertragsfreiheit 
 Als Basis bietet es sich dennoch an, einen der 

Musterverträge des jeweiligen Landes zu 

nutzen 

https://www.tvje.de/them

en/musterpachtvertrag/

 Verpächter und Pächter sollten 

ausreichend Zeit investieren, um die 

gemeinsame Kooperation auf ein solides 

Fundament zu stellen → keine 

Schnellschüsse!



A.) Essentialia negotii 
 Essentialia negotii (lateinisch für „wesentliche Geschäftseigenschaften“) ist ein 

juristischer Fachbegriff 

 für den notwendigen Mindestinhalt, den ein Vertrag eines bestimmten Typus 
haben muss und über den die Vertragsparteien sich einig sein müssen 

 Ein Vertrag, dem wesentliche Bestandteile fehlen, wird rechtlich als „Nicht-
Rechtsgeschäft“ angesehen. 

 Es fehlt nicht nur an der Wirksamkeit, sondern bereits 
an der Existenz eines Vertrags!!

Beide Parteien 

Vertragsgegenstand (Hauptleistung – Jagdrechtsübertragung 
im Revier - Reviername & Größe der Fläche & Art des Reviers 
(Hoch- oder Niederwild)

Gegenleistung (Höhe / Gestaltung der jährlichen Pacht)

 Beachte aber: ggf. gesetzliche Auffangtatbestände des Miet- & 
Pachtrecht)



a.) Vertragsparteien

 Verpächter

 Beim Einzeljagdbezirk hat der Eigentümer / Jagdberechtigte den 

Jagdpachtvertrag zu unterzeichnen, 

 bei Jagdgenossenschaft, abhängig vom Jagdgenossenschaftsvertrag / Satzung, 

haben alle vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder den Vertrag 

unterzeichnen. 

 meist der Jagdgenossenschaftsvorsitzende ggf. mit seinen Vertretern bzw. der gesamte 

Jagdvorstand

 Dem Jagdvorstand kommt nach § 9 Abs. 2 BJG die Aufgabe zu, die Jagdgenossenschaft ebenso 

gerichtlich wie außergerichtlich zu vertreten. Erst durch den Jagdvorstand als ausführendes Organ 

wird die Jagdgenossenschaft als solche handlungsfähig. 

 Die vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder / Jagdvorstand benötigen immer das 

Mandat von der Jagdversammlung. Diese stimmt nach dem doppelten Mehrheitsprinzip 

nicht nur über den / die zukünftigen Pächter ab, sondern bestimmen auch die Inhalte 

des Pachtvertrages mit. 

 Unzureichende Unterschriften sind ein Verstoß gegen die 

Schriftformerfordernisse nach § 11 BJagdG



 Pächter

 Alle Jagdpächter müssen rechtlich eindeutig bestimmbar im Vertrag bezeichnet 

werden und diesen eigenständig (oder durch Vollmacht vertreten) 

unterzeichnen. 

 Verpachtung kann von der Jagdgenossenschaft auf Mitglieder beschränkt werden, oder nach 

örtlichen Kriterien (z.B. Entfernung der Hauptwohnung vom Jagdbezirk - § 12 ThJG) 

 Aus dem Rechtsgedanken heraus, dass ein Jäger – ungeachtet seiner wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit – auch um dem hegerischen Ziel des BJG zu entsprechen - ein 

Mindestmaß an Erfahrung praktischer Jagdausübung mitbringen sollte, ist in § 11 Abs. 5 

BJagdG geregelt, dass nur Pächter sein darf, wer 

 Inhaber eines gültigen Jagdscheins ist und diesen vorab bereits 

drei Jahre innehatte. 

 Auf die Frage, inwieweit der Pächter tatsächliche praktische, jagdliche Erfahrungen 

mitbringt, oder diese lediglich formal – d.h. durch mindestens dreijährige Lösung des 

Jagdscheins nachweist, kommt es hierbei aber nicht an. 

 Es muss keine Nachweis erbracht werden, dass die Jagd tatsächlich ausgeübt wurde.



 Es kommt auch nicht darauf an, ob die dreijährige Mindestfrist 

zusammenhängend vorliegt, also ob drei Jahre hintereinander ein Jagdschein 

gelöst wurde, oder aber – im Extremfall – sogar in drei davor liegenden 

Jahrzehnten. 

 Ob der Jäger/Pächter zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses, also der 

Unterschriftsleistung, jagdpachtfähig war, ist ebenfalls irrelevant. 

 Spätestens zu Beginn des Jagdpachtverhältnisses 

muss die dreijährige Frist der Lösung eines 

Jahresjagdscheins indes erfüllt sein. 

 So theoretisch diese Überlegung zu sein scheint, kommt ihr jedoch in der Praxis 

dann nicht unerhebliche Bedeutung zu, wenn etwa noch binnen einer laufenden 

Jagdpachtperiode einem „Jungjäger“ bereits die Jagdpacht für die kommende 

Periode zugesichert werden soll.

 Zwingende Rechtsfolge eines Verstoßes hiergegen ist 

die Nichtigkeit des Jagdpachtvertrages.



Pächtermehrheit

 Sofern mehrere Jäger gemeinschaftlich einen Jagdbezirk zu pachten 
beabsichtigen, müssen alle Jäger jagdpachtfähig sein. 

 Die Nichtigkeit des Vertrages tritt bereits dann ein, wenn in der Person 
eines der Pächter die Voraussetzungen des § 11 Abs. 5 BJG unerfüllt 
bleiben.

 Jede Veränderung auf der Pächterseite bedarf zu ihrer Wirksamkeit des 
Einverständnisses und der Mitwirkung der Verpächterin - OLG Celle, U. v. 
20.08.2014,7 U 38/14 – 6/9

 Pachten mehrere Jäger ein Revier gemeinschaftlich, so stehen sie im Verhältnis 
untereinander und gegenüber dem Verpächter als Mitpächter. 

 Sie bilden eine sogenannte Gesellschaft bürgerlichen Rechtes (GbR), 
so dass für die Durchführung sämtlicher jagdlicher Maßnahmen im 
Prinzip die Zustimmung aller Pächter gemeinschaftlich erforderlich, 
mithin Einstimmigkeit erforderlich ist. 

 In vielen Fällen unterbleibt zwischen den Mitpächtern bei Vertragsabschluss eine 
schriftliche Regelung gegenseitiger Vorstellungen, Rechte und Verpflichtungen. Die 
dann allein anwendbaren Regelungen des BGB werden einer Jagdpächtergesellschaft 
nicht gerecht. 



 Ein wertvolles Instrument zur Konfliktvermeidung ist hier der 

Abschluss eines Gesellschaftsvertrag zwischen Mitpächtern (§ 14 (3) 

Th-Mustervertrag). 

 Die Mitpächter werden so angehalten, sich noch vor Beginn der Jagdpacht 

intensiv Gedanken zu Chancen, Risiken und Art der gemeinsamen 

Bejagung zu machen. 

 Typische Regelungsinhalte eines solchen Vertrages sind 

 Geschäftsführung (zwischen den Pächtern untereinander, Jagdkasse), 

 Vertretung (nach außen, gegenüber Verpächter und Behörden) & 

Stimmrechte / Schiedsvereinbarung

 Pachtbeiträge und ggf. Arbeitsleistungen

 Abschüsse oder Jagdliche Einrichtungen

 Jagdgäste und Begehungsscheine



 Prinzipiell gilt, dass alle Mitpächter die gleichen Rechte, die gleichen Pflichten 

und auch den gleichen Haftungsumfang mitbringen. Sie können dies aber intern 

anders verteilen (der Verpächter kann aber an jeden herantreten)

 Im Außenverhältnis zur Verpächterin sind die 

Mitpächter Gesamtschuldner nach § 427 BGB und 

Gesamtgläubiger nach § 428 BGB; jeder Mitpächter bekommt 

vom Verpächter das uneingeschränkte Jagdausübungsrecht übertragen – so auch §

5 (3) Th-Mustervertrag

 Mehrere Pächter des gemeinschaftlichen Jagdbezirkes können

gesellschaftsvertraglich vereinbaren, den gepachteten Jagdbezirk unter sich 

aufzuteilen. Hierbei kann auch vereinbart werden, dass Revierteile zur 

ausschließlichen Nutzung zugewiesen werden. 

 Die gesellschaftsvertragliche Vereinbarung ist nicht wegen Verstoßes gegen das Prinzip 

der sachlichen Unteilbarkeit des Jagdausübungsrechts gem. § 11 Abs. 1 S. 2 BJagdG 

unwirksam (vgl. OLG Hamm, Urteil vom 09.03.2022 – 8 U 52/21). Im Außenverhältnis 

zum Verpächter bleiben die Pächter unverändert für den gesamten Jagdbezirk 

verantwortlich



 Wenn das Verhältnis zwischen den Jagdpächtern besonders zerrüttet ist, müssen 

bzw. können einzelne Entscheidungen durch entsprechenden Spruch des 

Gerichtes ersetzt werden. 

 Ist der Zwist unüberwindbar, so kann es in Einzelfällen berechtigt sein, dass ein 

Jagdpächter gegenüber dem Mitjagdpächter die Kündigung der 

gemeinschaftlichen Jagd ausspricht, oder die sogenannte „Auseinandersetzung“ 

der Gesellschaft, mithin die geordnete Abwicklung verlangt. 

 Allerdings ist hierbei auch das Rechtsverhältnis der Mitpächter zur Jagdgenossenschaft 

zu berücksichtigen, die an sich einen Anspruch darauf hat, dass  über die gesamte 

Jagdperiode von neun oder zwölf Jahren die Pächter vertragsgemäß gemeinsam jagen 

und die Jagdpacht entrichten. 

 Ob und inwieweit in Einzelfällen (wohlgemerkt seltenen Einzelfällen) tatsächlich ein 

Fall der berechtigten Kündigung bzw. Auseinandersetzung der Jagd vorliegt, bedarf 

einer entsprechend sorgfältigen Prüfung.

 Bei Personenmehrheit ist die Höchstflächengrenze beachten! → 2 Mitpächter auf 

250 ha, pro weitere 150 ha ein weiterer Mitpächter (§ 15 ThJG);

 Die Gesamtfläche, auf der einem Jagdpächter die Ausübung des Jagdrechts 

zusteht, darf nicht mehr als 1000 Hektar umfassen (§ 16 Abs. 1 ThJG)



Können Firmen Jagden pachten?

 Sogenannte „juristische Personen“, d.h. Firmen, Vereine etc., sind nicht 

jagdpachtfähig, was sich bereits daraus ergibt, dass eine juristische Person nicht 

Inhaber eines Jahresjagdscheins sein kann. 

 Auch eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) als Personengesellschaft kann, 

entgegen weitverbreitetem Irrglauben, nicht Jagdpächter sein (OLG Celle, U. v. 

20.08.2014, 7 U 38/14 – 1/9). Das gilt für alle Gesellschaften von der GbR bis hin zur 

AG. Gemäß § 11 Abs. 5 BJagdG darf Pächter nur sein, wer einen Jagdschein besitzt. 

 Aus dieser öffentlich-rechtlichen Überlagerung des Jagdpachtrechts folgt, dass nur 

natürliche Personen Jagdpächter sein können. Personengesellschaften wie die OHG, die KG 

und die ihnen durch die neuere Rechtsprechung gleichgestellte GbR dürfen zwar nach § 124 

HGB Rechte erwerben; sie können als solche mit ihrem Gesamthandsvermögen aber keinen 

Jagdschein erwerben und die dafür erforderliche Prüfung ablegen.

 Sofern seitens einer juristischen Person der Wunsch besteht, eine 

„Repräsentanzjagd“ zu unterhalten, so besteht die – theoretische – Möglichkeit, über 

einen vorgeschalteten „Strohmann“ dies zu umgehen. 

 Hierbei ist indes Vorsicht geboten → Erweist sich das Strohmanngeschäft als gläsern und 

kommt es über die jeweiligen Verpflichtungen zum Streit, entspricht es ständiger 

Rechtsprechungspraxis, derartigen vertraglichen Konstrukten den gerichtlichen Segen zu 

verweigern, was in diesen Fällen sodann zu einer Nichtigkeit des geschlossenen 

Jagdpachtvertrages führt.



b.) Reviername/-bezeichnung 
 Der Jagdbezirk muss eindeutig identifizierbar benannt werden. 

 Jeder Jagdbezirk hat einen eindeutigen Namen, der in den Vertrag eingetragen werden 
sollte (dies ist aber nicht zwingend, wenn der Jagdbezirk anderweitig eindeutig 
bestimmbar aufgeführt wird) → § 1 (1) Th-Mustervertrag.

 Der Verpächter muss den Pächter über Größe, exakte Grenzen und Grundstücke des 
Jagdbezirks aufklären* (§ 2 Th-Mustervertrag). 

 Allein die Angabe der Namen des Jagdbezirkes und des Ortes genügt oft nicht, da sich 
daraus nicht exakt die Reviergrenzen ergeben. GGF. kann eine Ausnahme angenommen 
werden, wenn über Eigenjagdbezirke eine amtliche „Jagdakte“ geführt wird, in der auch 
Änderungen der Reviergrenzen vermerkt werden 

 Empfehlung: Karte im Maßstab 1:25.000 mit flurstücksgenauer Abgrenzung der 
Außengrenzen – so z.B. OLG Jena). Diese muss dann zwingend im Anhang des 
Jagdpachtvertrages zu finden sein. 

 In vielen Jagdrevieren sind die Grenzen falsch eingezeichnet. Oft taucht dieses Problem 
erst dann auf, wenn alle Reviernachbarn ihre Grenzverläufe miteinander abgleichen. Um 
hier Streitigkeiten zu vermeiden, wird häufig folgende Formulierungen eingebunden:

 Flächen, die zum Jagdbezirk (Jagdrevier) gehören, aber irrtümlich in der Anlage nicht aufgeführt 
sind, treten zum verpachteten Jagdbezirk hinzu; Flächen, die nicht zum Jagdbezirk gehören, 
obwohl sie in der Anlage aufgeführt sind, gelten als nicht mitverpachtet (§ 1 (4) Th-Mustervertrag)



 Im gemeinschaftlichen Jagdbezirk (GJB) werden eine Vielzahl von 

Flächen verpachtet, die im Eigentum mehrerer Personen stehen, 

deren Eigentum wechseln kann und durch Teilung oder 

Vereinigung in der Anzahl und Bezeichnung wechseln können. 

 Wechselt der Grundeigentümer, ändert dies an der 

Jagdverpachtung nichts (miet-/pachtrechtlicher Grundsatz!)

 Mit der Zeit kann sich die bejagbare Fläche verändern, 

beispielsweise durch die Befriedung von Flächen, Angliederungen 

oder Neuvermessungen. 

 § 2 (3) Th-Mustervertrag – Klausel über gemeinsame Grenzbegang bei 

Unklarheiten oder anderweitigen Klärungsmodus

 Es sollte geregelt werden, welche Auswirkungen das auf den 

Pachtpreis hat. Es ist üblich, dass dieser angepasst wird (siehe § 3 (3) 

Th-Mustervertrag). 

 Ebenfalls üblich ist, dass es hier eine Mindestgrenze von 

beispielsweise einer Veränderung in Höhe von 2% gibt, damit für 

geringe Beträge kein Aufwand entsteht (bisher nicht im 

Mustervertrag).



 Es ist sinnvoll, den Jagdbezirk auch inhaltlich zu beschreiben

 Hier geht es rechtlich nicht darum, ihn optisch oder deskriptiv darzustellen, sondern seine 

Kerneigenschaften festzuhalten. 

 Wald/Feld/Wiese/Gewässer-Anteil und Hektar

 Regionale Besonderheiten, die Einfluss auf die Jagd haben könnten, wie 

Wildnisgebiete (in denen keine forstliche Nutzung stattfindet), befriedete 

Bereiche oder Naturschutzgebiete. 

 Flächen, die per Definition bejagbar sind, aber nicht bejagt werden sollen

 Vorkommende Wildarten (Wichtig ist auch, dass festgehalten wird, ob es sich 

um eine Hochwildjagd oder eine Niederwildjagd handelt. Bei einer 

Hochwildjagd sollte festgehalten werden, welche Hochwildarten (Alles 

Schalenwild außer Rehwild, zusätzlich Auerwild, Steinwild und Seeadler) als 

Standwild bezeichnet werden, dauerhaft vorkommen

 Bestehende Abschussvorgaben

 Wanderwege & andere Freizeitnutzungen

 Jägernotwege anderer Jäger durch das Revier führen.



 Der Verpächter haftet grundsätzlich nicht für die Höhe des 

Wildbestands, weil dieser von zahlreichen Faktoren abhängig ist, auf die 

er in der Regel keinen Einfluss hat (z.B. Witterung, Störungen, 

Wildseuchen u.a.). 

 Aber: Wird der Jagdbezirk ausdrücklich!! als Hochwildjagd verpachtet, 

hat der Verpächter für das Vorkommen von Hochwild einzustehen, weil 

der Pächter dafür einen deutlich höheren Pachtpreis zahlen muss. 

 Das Fehlen von Hochwild stellt einen Mangel dar, der sowohl eine fristlose Kündigung 

aus wichtigem Grund (§§ 581 Abs. 2, 543 BGB) als auch eine Minderung des 

Pachtpreises selbst dann rechtfertigt, wenn der Verpächter eine Haftung für die 

„Ergiebigkeit der Jagd“ (§ 1 (2) Th-Mustervertrag) ausdrücklich ausgeschlossen hat. 

 Der Pächter kann also den Pachtpreis mindern und den Vertrag als Niederwildjagd 

fortsetzen oder fristlos kündigen, jeweils unter Minderung des Pachtpreises für die 

Vergangenheit und Rückforderung der Überzahlung, sofern dieser Anspruch weder 

verjährt noch verwirkt ist oder er unter Vorbehalt gezahlt hat (vgl. BGH, Urteil v. 

21.2.2008 III ZR 200/07 = WuH 19/2008, S. 122; OLG Bamberg, Urteil v. 4.7.2002 – 1 U 

38/00 - = WuH 5/2005, S. 96); OLG Köln, Urteil v. 10.1.1990 – XIII 210/87 – ; u.a.).



c.) Pachtzins - in Zahl und Wort 
 Wie hoch sollte die absolute Pacht sein?

 (Vergleich mit bisherigen Pachtpreis, Vergleich mit Nachbarrevieren zur 

Abschätzung von Zu- u. Abschlägen, Durchschnittswert im Kreis ermitteln oder 

Pachtzinsabfrage TVJE)

 Empfehlung: Aufnahme eines Pachtpreis pro Hektar & Unterscheidung 

zwischen Wald und sonstigen Flächen, weil ihr jagdlicher Wert sehr 

unterschiedlich sein kann- um eine Vergleichbarkeit herzustellen und wird 

interessant/einfacher wenn sich die bejagbare Fläche in Zukunft ändern 

sollte*

 Zu- und Abschläge bei Abschussplanunter- und - übererfüllung

 Zahlungsmodalitäten: 

 Wann soll die Pacht auf welchem Konto sein? Wann muss gezahlt werden?

 Welche Mahnstufen gibt es? Verzugszinsen (§ 5 (2) Th-Mustervertrag

 Wichtig für Verzugsthematik bzw. ggf. Kündigung wegen Zahlungsverzug



 Regelung nach § 1(3) Th-Mustervertrag – Ausschlussgründe für 

Pachtminderung (z.B. Erholungsverkehr)

 Regelung zu Mehrwertsteuer und Jagdsteuer (§ 5 (8) Th-Mustervertrag) 

und zur selbstschuldnerischen Bankbürgschaft ((§ 5 (9) Th-Mustervertrag)

 Die Vertragspartner sollen spätestens nach der Hälfte der Mindestdauer 

bei einer erheblichen Änderung der Verbraucherpreise eine Anpassung 

des Pachtpreises vereinbaren (§ 5 (6) Th-Mustervertrag – alle drei Jahre)

 Dabei können auch die geänderten jagdlichen Verhältnisse (Störungen, 

Nutzungsänderungen, Anstieg der Wildschäden, Entwicklung der 

Wildbretpreise u.a.) zu berücksichtigen. 

 z.B. Klausel zur Jagdpachtdynamik, die die Anpassung des Betrags an die 

Inflation erlaubt - § 5 (6) Th-Mustervertrag.

 Gleiches gilt bei einer Änderung der Grundstruktur der bestehenden 

Revierverhältnisse, z.B. bei neuen wesentlichen Störungen oder dem 

großflächigen Anbau von Biomais oder der Errichtung einer Biogasanlage



d.) Pachtdauer (§ 4 Th-Mustervertrag)

 Beginn und Ende der Pacht müssen klar definiert sein

 Meist werden 9 Jahre für Niederwildreviere (Mindestdauer nach § 14 (2) ThJG) und 

12 Jahre für Hochwildreviere angesetzt 

 Ein laufender Jagdpachtvertrag kann auch auf kürzere Zeit verlängert werden

(§ 11 Abs. 4 BJagdG)

 Das Jagdjahr beginnt immer am 01. April und endet am 31. März.

 Beginn und Ende der Pachtdauer sollten mit dem Jagdjahr zusammenfallen, dies ist aber 

nicht zwingend

 ebenso sollten Verlängerungsoptionen (§ 4 (3) Th-Mustervertrag oder 

Kündigungsfristen definiert werden

 Eine Verlängerung des Jagdpachtvertrags mit den bisherigen Pächtern kann ohne 

Weiteres vor Ablauf der laufenden Jagdpachtperiode vereinbart werden



 Das Jagdausübungsrecht liegt grundsätzlich bei dem Eigentümer

land- und forstwirtschaftlicher Flächen.

 Zu diesem Jagdrecht gehören 

 das Hegen (Gesundheitsschutz und die Verbesserung des Lebensraums des Wildes) 

 das Jagen (das Aufsuchen, Nachstellen, Fangen und schließlich Erlegen von Wildtieren)

 sowie das Aneignen von Wild (Hierbei darf der Pächter erlegtes Wild und andere 

Erzeugnisse wie Geweihe oder Eier von Federwild in seinen 

Mit dem Jagdpachtvertrag überträgt der Eigentümer oder die 

Eigentümergemeinschaft das Recht zur Jagdausübung, in dem jeweils 

gepachteten Jagdrevier, auf einen / mehrere andere Personen. 

 Die gesetzliche Grundlage für die Jagdpacht findet sich in den Jagdgesetzen, genauer 

im § 11 des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) und § 14ff ThJG, wobei die Jagdpacht als 

eine spezifische Pachtform anzusehen ist.

Vertragsgegenstand



 Der Verpächter ist grundsätzlich verpflichtet, dem Pächter die Möglichkeit zu 

verschaffen, die Jagd auszuüben. 

 Dazu gehört insbesondere, dass der Pächter die zum Jagdbezirk gehörenden Grundstücke 

betreten und gegebenenfalls auch befahren darf und (gegebenenfalls mit Zustimmung 

des Eigentümers und der Nutzungsberechtigten) jagdliche Anlagen (z. B. Fütterungen, 

Hochsitze, Fanganlagen) errichten darf

 Ein Teil des Jagdausübungsrechts kann nicht Gegenstand des 

Jagdpachtvertrages sein

 Der Verpächter kann sich jedoch die Bejagung bestimmter Wildarten vorbehalten (§ 11 

Abs. 1 BJagdG). 

 Unzulässig wäre aber die Verpachtung der Hochwildbejagung an den einen Pächter und 

die Niederwildbejagung an den anderen Pächter oder die getrennte Verpachtung des 

Jagdschutzes. 

 Der Verpächter kann sich nicht vorbehalten, neben den Pächtern auf die gleichen 

Wildarten und auf der gleichen Fläche zu jagen. 

 Nach § 14 (1) ThJG kann, mit Zustimmung der UJB, die Verachtung eines Teils des 

Jagdbezirkes geschehen, wenn sowohl der verpachtete als auch der verbleibende Teil 

eine ordnungsgemäße Jagdausführung gestattet



B.) Formerfordernisse

 Jagdpachtvertrag muss grundsätzlich schriftlich abgeschlossen 
werden 

 (§ 11 Abs. 4 BJagdG & § 16 Th-Mustervertrag)

 Mündliche Nebenabreden sind dabei prinzipiell unwirksam; das Schriftformerfordernis gilt auch 
für alle Veränderungen und Nebenabreden eines Vertrages 

 Man kann nicht durch eine schriftliche Klausel mündliche Nebenabreden erlauben

 Lediglich untergeordnete und den Jagdpachtvertrag nicht in seinem Wesen antastende 
Nebenabreden können mündlich getroffen werden

Empfehlung: Vermeiden sie mündliche Nebenabreden dennoch. 

(Probleme: Nachweisführung, Detailgrad und rechtliche Unsicherheit ob ein Gericht im Streitfall die 
Regelung als „Lediglich untergeordnete und den Jagdpachtvertrag nicht in seinem Wesen 
antastend“ 

 Ein formunwirksamer Vertrag erlangt nicht dadurch Rechtswirksamkeit, dass 
die Behörde ihn im Anzeige- und Beanstandungsverfahren nach § 12 BJagdG 
nicht beanstandet hat!



Anzeigepflicht

 Der Jagdpachtvertrag ist innerhalb 1 Monats der zuständigen Behörde 

anzuzeigen § 12 BJagdG und § 14 (1) ThJG 

 Die Behörde kann den Vertrag binnen drei Wochen nach Eingang der Anzeige 

beanstanden, 

 wenn gesetzliche Vorschriften nicht beachtet sind oder wenn zu erwarten ist, dass 

gesetzliche Vorschriften verletzt werden. 

 Verletzung Vorschrift Pachtdauer (§ 11 Abs. 4 BJagdG) oder

 Verstoß gegen Hegeverpflichtung durch Vertrag zu erwarten (§ 1  Abs. 2 BJagdG) -

(Erhalt eines angepassten artenreichen u. gesunden Wildbestandes unter 

Berücksichtigung der Lebensgrundlagen und der möglichsten 

Wildschadensvermeidung



 Behörde kann unter verlangen, dass der Vertrag geändert oder aufgehoben 
wird. Die Frist dafür steht grundsätzlich im Ermessen der Behörde und richtet 
sich nach den jeweiligen Umständen des Einzelfalls. Allerdings soll die Frist 
mindestens drei Wochen nach der Zustellung des Beanstandungsbescheids 
liegen.

 Kommen Verpächter und Pächter der Aufforderung nicht nach, so gilt der 
Vertrag mit Ablauf der Frist als aufgehoben, sofern nicht einer der 
Vertragsteile binnen der Frist einen Antrag auf Entscheidung durch das 
Amtsgericht stellt.

 Der Pächter darf die Jagd vor Ablauf von drei Wochen nach Anzeige bei der 
Behörde nicht ausüben, sofern nicht die Behörde die Jagdausübung zu einem 
früheren Zeitpunkt gestattet. 

 Wird der Vertrag binnen der in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Frist 
beanstandet, so darf der Pächter die Jagd erst ausüben, wenn die 
Beanstandungen behoben sind oder wenn durch rechtskräftige gerichtliche 
Entscheidung festgestellt ist, dass der Vertrag nicht zu beanstanden ist. D.h. 
notfalls muss gerichtlich geklärt werden, ob der Vertrag nicht zu beanstanden 
ist



C.) Auflösungsoptionen
 Pachtverträge werden regelmäßig auf lange Dauer 

geschlossen und enden i.d.R. mit Ablauf der 

Vertragslaufzeit. Manchmal ändern sich im Laufe der Zeit 

Wünsche und Vorstellungen oder auch tatsächlichen 

Möglichkeiten. Dann stellt sich mitunter die Frage, wie man 

den Vertrag beenden kann

 Ein Jagdpachtvertrag kann 

 aufgehoben oder gekündigt werden, 

 er kann nichtig sein oder erlöschen. 

 Aufgehoben: „nicht länger bestehen lassen“

 d.b. in der Regel die einvernehmliche Auflösung

 Außerdem bestehen die gesetzliche 

Anfechtungsmöglichkeiten, wenn der Vertrag unter 

zustande gekommen ist. Täuschung, Drohung oder Irrtum 



Kündigung des Jagdpachtvertrages
 Eine ordentliche Kündigung ist meist durch den befristeten Abschluss des 

Jagdpachtvertrages ausgeschlossen (Dauerschuldverhältnis), 

 Die Möglichkeiten der Kündigung des Pachtvertrages richtet sich dann nach 

 speziell vertraglich vereinbarten Kündigungsregeln (§ 12 Th-Mustervertrag) 

 sowie gesetzlichen Vorschriften.

 Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen kommen auch Sonderkündigungsrechte in 
Betracht.

 Wenn keine ordentliche Kündigung vereinbart worden ist bleibt nur die außerordentliche 
Kündigung, wenn einer Partei die Fortsetzung des Jagdpachtvertrages aus besonderen 
Gründen nicht zumutbar ist oder die einvernehmliche Aufhebung des 
Jagdpachtvertrages. 

 Gründe für eine außerordentliche Kündigung können der Zahlungsverzug der Jagdpacht, 
Insolvenzeröffnung des Pächters, unauflösbare Streitereien in der Pächtergemeinschaft**, 
Verstöße gegen die Jagd-/Strafgesetze oder den Jagdpachtvertrag selber oder wesentliche 
Veränderungen der Bejagbarkeit des Reviers sein. 

 Eine außerordentliche/fristlose Kündigung muss alsbald (nicht sofort) nach 
Kenntniserlangung erklärt werden, damit sie nicht verwirkt wird.

 Die außerordentliche Kündigung gem. § 581 II BGB i. V. m. § 543 I BGB ist – nach 
Abmahnung – wirksam***



Ordentliche Kündigung durch Verpächter

 Folgende Kündigungsgründe werfen häufig in Jagdpachtverträge aufgenommen: (teils 
in § 12 Th-Mustervertrag geregelt)

 Jagdpacht wird nicht oder nicht fristgerecht bezahlt (Verzug)

 übernommene Wildschadensansprüche werden nicht bezahlt

 Rechtskräftige Verurteilung Jagdwilderei

 Verstoß gegen den Jagdpachtvertrag (Auffangklausel)

 Pachtfähigkeit erlischt (soweit nicht schon Nichtigkeit abgedeckt)

 Abschussvereinbarungen werden wiederholt nicht eingehalten

 Bei vorzeitiger oder außerordentlicher Kündigung können Schadenersatzansprüche 
entstehen → Zum Schaden gehören z.B. die Kosten der Neuverpachtung, ein 
Pachtausfall sowie ggf. die Differenz zu einer Neuverpachtung zu einem geringeren 
Pachtzins. (§ 12 (2) Th-Mustervertrag)

 Bei mehreren Pächtern kann nur dem gekündigt werden, in dessen Person der 
Kündigungsgrund besteht (aber auch Gesamtkündigung möglich). 

 Mit den übrigen Pächtern bleibt der Vertrag bestehen, sie können aber unter den 
Voraussetzungen des § 13a BJagdG / des dem entsprechenden LJagdG den Vertrag mit 
sofortiger Wirkung kündigen 



Vorzeitige Kündigung durch den Pächter

 Auch dem Pächter kann das Recht einer vorzeitigen Kündigung eingeräumt werden. 

Folgende Gründe könnten dafür in den Jagdpachtvertrag eingewoben werden:

 Das Hochwildrevier wird zum Niederwildrevier

 Die Wildschäden überschreiten einen definierten Betrag

 Verpächter oder Jagdgenossen stören die Jagdausübung erheblich, soweit die Störungen 

und   Behinderungen nicht erlaubt sind, z.B. auf Grund ordnungsgemäßer Land- oder 

Forstwirtschaft oder des allgemeinen Betretungsrechts zu Erholungszwecken.

 Krankheit oder Wegzug

 Kommt in einem als Hochwildjagd gepachteten Jagdbezirk kein Hochwild vor, hat der 

Verpächter den Vertrag nicht erfüllt, unabhängig davon, ob ihn ein Verschulden trifft (BGH, 

Urteil v. 21.2.2008 – III 200/07 - = WuH 19/2008, S. 122; OLG Bamberg, Urteil v. 4.7.2002 – 1 

U 38/00 - = WuH 5/2005, S. 96; OLG Köln, Urteil v. 10.1.1990 – XIII 210/87-; siehe auch oben, 

Anmerkung zu § 3 Abs. 1). Der Pächter kann daher den Pachtvertrag fristlos kündigen oder 

den Jagdbezirk behalten und den Pachtpreis auf die Höhe eines Niederwildrevieres mindern. 

 Änderungen bei der Nutzbarkeit des Jagdgebietes können auch zu Jagdwertminderung und 

damit zu einem Minderungsrecht des Jagdpächters führen



Nichtigkeit – wesentlich § 11 Abs. 6 BJagdG und § 18 ThJG

 Ein Jagdpachtvertrag ist nichtig, also vollständig rechtlich wirkungslos, wenn: 

 Verpachtung nur eines Teils Jagdausübungsrecht (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 BJagdG),

 Verstoß gegen gesetzliches Verbot 

 wenn die Pachtmindest/-höchstfläche oder die Zahl der Höchstpächter überschritten wurde, 

 ein Vertrag nicht entsprechend den Vorschriften in Schriftform abgeschlossen oder 

verlängert wurde (§ 11 Abs. 4 Satz 1 BJagdG) 

 er überwiegend sittenwidrig ist (z.B. verpflichtet sich etwa der Jagdpächter unter der 

Begründung des Schutzes der Nutztiere der Jagdgenossen zum Abschuss des ansonsten 

streng geschützten Wolfes) 

 Der Jagdpachtvertrag kann darüber hinaus auch wegen Verstoßes gegen einen im BGB 

geregelten Tatbestand (z.B. Scheingeschäft nach § 117 BGB) nichtig sein, beispielsweise 

bei Abschluss eines Pachtvertrags mit einem Strohmann, etwa weil die Pachtfähigkeit des 

"Pächters" nach den jagdgesetzlichen Vorschriften noch nicht gegeben ist.

 Das Fehlen der zum Vertrag wesentliche Vertragsbestandteile(Essentialia negotii) ist kein 

Nichtigkeitsgrund, der Vertrag existiert in dem Fall vom Grunde her nicht 



 Bei potentieller Nichtigkeit ist immer eine Prüfung des Einzelfalls notwendig & es ist 

auch Teilnichtigkeit denkbar. 

 Einzelne, zur Teilunwirksamkeit eines Vertrages führende unwirksame 

vertragliche Klauseln oder solche, die nicht in der formbedürftigen Weise 

schriftlich geschlossen wurden, führen nicht per se zur Unwirksamkeit des 

gesamten Vertrages. 

 Lediglich dann, wenn ohne die unwirksamen Klauseln der Vertrag als solcher nicht 

geschlossen worden wäre (wobei auf den tatsächlichen und mutmaßlichen 

Parteiwillen beider Parteien zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses abgestellt 

werden muss), wird von einer Nichtigkeit des gesamten Geschäftes ausgegangen 

werden müssen.

 wobei die Intensität der insoweit verabredeten Rechtsgutverletzung (beim 

Wolfsbeispiel) auch auf eine Ungeeignetheit des Pächters im 

jagdrechtlichen/waffenrechtlichen Sinne hindeuten würde



 Auch die mangelnde Jagdpachtfähigkeit bei Abschluss des Jagdpachtvertrages 

oder der Verlust derselben nach Abschluss des Jagdpachtvertrages (z.B. der 

Jagdschein unanfechtbar entzogen worden ist) ist ein Fall der Nichtigkeit bzw. 

Beendigung des Jagdpachtvertrages.

 Insbesondere die Verschärfung des Waffenrechtes und die damit einhergehende 

Verschärfung auch der Zuverlässigkeitsanforderungen im Bereich des Jagdrechtes haben 

in der Vergangenheit zum vermehrten Auftreten des Verlustes von Jagdpachtfähigkeit 

geführt. 

 Gleiches gilt, wenn der Jagdschein abgelaufen ist § 19 ThJG (OLG Düsseldorf, U. v. 

24.07.2014, I-9 U 105/13 – zur verspäteten Jagdscheinverlängerung) und der 

Pächter die Voraussetzungen zu einer neuen Erteilung nicht erfüllt oder die 

Erteilung durch die Behörde unanfechtbar abgelehnt worden ist. 

 Der Pächter hat dem Verpächter dann ggf. den hieraus entstandenen Schaden zu 

ersetzen, wenn ihn ein Verschulden trifft.

 Ist der Jagdschein erst einmal weg, ist es meistens zu spät. Mit dem Verlust des 

Jagdscheins endet auch die Jagdpacht und da kein Revier gesetzlich unbejagt 

bleiben darf, muss die Jagdgenossenschaft bzw. muss der Eigenjagdbesitzer die 

Jagdpacht anderweitig vergeben. 



Tod des Pächters

 Sollte der Jagdpachtvertrag keine Nachfolgeklausel enthalten, dann greifen die 

unterschiedlichen landesrechtlichen Regelungen: 

 In Thüringen besteht der Jagdpachtvertrag über den Tod des verstorbenen 

Jagdpächters hinaus weiter und die Erben müssen der unteren Jagdbehörde 

gegenüber in angemessener Frist einen neuen Pächter bzw. 

Jagdausübungsberechtigten nennen (§ 20 ThJG bzw. § 13 Th-Mustervertrag). 

 Wenn mehrere jagdpachtfähige Erben existieren, dann darf aber weiterhin die 

Pächterhöchstzahl in dem Revier nicht überschritten werden. 

 Sollten die Erben die Frist verstreichen lassen, dann kann die untere Jagdbehörde, die zur 

Ausübung und zum Schutze der Jagd erforderlichen Anordnungen auf Kosten der Erben 

treffen. 

 Diese Vorschrift kann zu dem kuriosen Ergebnis führen, dass Erben ohne 

Jagdausübungsberechtigung, und folglich auch ohne Jagdschein, zu Pächtern werden. 

 Die von Erben an die untere Jagdbehörde benannte jagdausübungsberechtigte Person nimmt 

dann für die Erben die mit dem Jagdpachtvertrag verbundenen Rechte und Pflichten wahr. 

Diese Aufgabe endet, sobald die Erben ihre Stellung als Pächter verlieren. 



 Es ist deshalb sinnvoll zu regeln, wie im Falle des Todes des Pächters verfahren 
werden soll. Dieses Themengebiet ist sehr komplex, denn vor allem die folgenden 
Fragen stellen sich in einem solchen Fall:

 Erlischt der Pachtvertrag sofort, am Ende des Jagdjahres, oder erst wenn eventuelle 
Erben ihn nicht fortführen möchten? (§ 14 (1) Th-Mustervertrag – Kündigungsoption des 
Verpächters bzw. Übertragung auf die Erben)

 Wer ist für die Regulierung von Wildschäden nach dem Tod des Pächters verantwortlich?

 Wer soll den Abschussplan oder die Abschussvereinbarung erfüllen, wenn der Pächter 
verstirbt?

 Was passiert, wenn es mehrere Pächter gibt?

 Das Jagdausübungsrecht vertraglich zu vererben ist ein schwieriges Unterfangen, 
denn wer weiß ob es Erben gibt, ob diese Jagdpachtfähig sind und die Jagd im 
Sinne des Verpächters ausführen können? Oft wohnen diese weit entfernt, haben 
keine jagdliche Praxis oder andere jagdliche, berufliche und private 
Verpflichtungen



D.) Accidentalia Negotii („zufällige Punkte eines Geschäfts“)

Anders als die essentialia negotii betreffen sie keine unverzichtbaren Bestandteile des 

Vertrags, sondern stellen fakultative Regelungen dar, die durch die Parteien individuell 

vereinbart werden können. 

Ihre Funktion liegt darin, den Vertrag über die gesetzlichen Regelungen hinaus zu 

präzisieren oder zu ergänzen 

 Ein Teil des Jagdausübungsrechts kann nicht Gegenstand des Jagdpachtvertrages sein. 

Der Verpächter kann sich jedoch die Bejagung bestimmter Wildarten vorbehalten (§

11 Abs. 1 BJagdG). 

 Unzulässig wäre auch die Verpachtung der Hochwildbejagung an den einen Pächter und die 

Niederwildbejagung an den anderen Pächter oder die getrennte Verpachtung des 

Jagdschutzes. 

 Der Verpächter kann sich nicht vorbehalten, neben den Pächtern auf die gleichen Wildarten 

und auf der gleichen Fläche zu jagen. 

 Nach § 14 (1) ThJG kann, mit Zustimmung der UJB, die Verachtung eines Teils des 

Jagdbezirkes geschehen, wenn sowohl der verpachtete als auch der verbleibende Teil eine 

ordnungsgemäße Jagdausführung gestattet



 Vereinbarung zu jährlich stattfindenden Revierbegängen (§ 15 Th-Mustervertrag) 

oder Teilnahme Pächter an Jagdgenossenschaftsversammlung

 Regelungen zu bestimmten Jagdformen - Vertraglich kann der Revierinhaber 

verpflichtet werden, bestimmte Jagdformen, beispielsweise Drückjagden zu nutzen, 

sich an revierübergreifenden Jagden zu beteiligen oder überjagende Hunde zu 

dulden.

 Verpflichtung, an revierübergreifenden Jagden teilzunehmen (welche Umsetzung? 

Vertragsstrafen?)

 Pflicht zur Verwendung bleifreier Munition

 die Einhaltung bzw. Aufstellung spezifischer Abschussplänen & jagdliche 

Zielvereinbarungen und Vereinbarung von Vertragsstrafen (ggf. auch über Zu- / 

Abschläge beim Pachtpreis regelbar) (§ 8 Th-Mustervertrag)

 Pflicht zur Anmietung eines Jagdhauses oder Pflicht zur Fallwildentsorgung auf 

eigene Kosten

 umfangreiche Informationspflichten z.B. Meldung des Abschusses von Schalenwild 

per SMS an Verpächter

 Besondere Pflichten zur Hege des Wildes & zur Pflege von Jagdeinrichtungen wie 

Hochsitzen und Kirrungen während der Pachtlaufzeit 



 Um die Pächter zur Beseitigung von Unfallwild zu zwingen, sehen einige 

Pachtverträge neuerdings vor, dass sich der Pächter verpflichtet, dieses generell 

(teils sogar auf seine Kosten oder kostenfrei) zu beseitigen. 

 Grundsätzlich steht das Recht, sich Wild anzueignen, dem Jagdausübungsberechtigten 

zu. Er ist zur Aneignung aber nicht verpflichtet. Im befriedeten Bezirk obliegt die 

Entsorgung dann dem Eigentümer, im öffentlichen Verkehrsbereich dem zuständigen 

Straßenbaulastträger

 Eine solche Vereinbarung ist mit hoher Wahrscheinlichkeit rechtlich unwirksam.

 Denn damit werden dem Pächter, einer Privatperson, staatliche Aufgaben übertragen, 

über die weder eine Jagdgenossenschaft noch ein Eigenjagdinhaber verfügen kann. 

 Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der Sicherheit des 

Straßenverkehrs obliegt nämlich nicht dem Verpächter, sondern den zuständigen 

Behörden. Weder eine Jagdgenossenschaft noch ein Eigenjagdinhaber kann diese 

Aufgaben der staatlichen Verwaltung entziehen und auf einen anderen übertragen. 



 Außerdem sollte klargestellt werden, was mit den Jagdeinrichtungen am Ende 
der Pacht geschieht → § 10 (4) Th-Mustervertrag

 Bis zum 31.März aus dem Jagdbezirk zu entfernen sofern der nachfolgende 
Jagdausübungsberechtigte diese nicht übernimmt

 Ansonsten gehen alle Jagdeinrichtungen unentgeltlich in das Eigentum des 
Verpächters über (es sei denn er hat Beseitigung gefordert oder der nachfolgende 
Jagdausübungsberechtigte übernommen

 Versicherungsschutz: Der Pächter muss nachweisen, dass er eine 
Jagdhaftpflichtversicherung abgeschlossen hat, die Personen- und 
Sachschäden abdeckt (§ 17 BJagdG). 

 Doch Vorsicht: Nicht jede Versicherung bietet den gleichen Umfang. Prüfen Sie vor 
Abschluss des Vertrags, ob alle relevanten Risiken abgedeckt sind, und lassen Sie 
sich die Police aushändigen. 

 Tierseuchen: In ganz Deutschland fürchten sich Schweinebauern und Jäger vor 
der Afrikanischen Schweinepest. Sie hat dazu geführt, dass immer mehr 
Jagdpächter darauf drängen zu regeln, was beim Auftreten einer Tierseuche 
passiert.

 Die Befürchtung ist, dass die Jagdausübung durch das Auftreten der Afrikanischen 
Schweinepest untersagt wird, dennoch die Jagdpacht gefordert wird und ein 
Rechtsstreit im Raum steht.



 Schadenersatz & Haftpflichtregelungen (§ 9 Th-Mustervertrag)

 Jagdaufseher: Auf der Jagd kommt es regelmäßig zu Vorkommnissen, die einer sofortigen 

Handlung bedürfen. Beispielsweise kann ein Wildunfall eine schnelle Nachsuche erfordern.

 Aus diesem Grund ist es sinnvoll, dass der Jagdpächter im Umkreis von maximal 30, 45 

oder 60 Minuten  Fahrtzeit wohnt, oder eine Person benennt, die für unaufschiebbare 

Einsatz zur Verfügung steht.

 Ergiebigkeit (§ 1 (3) Th-Mustervertrag): Jäger pachten einen Jagdbezirk, da sie sich 

reichlich Beute erhoffen. Wie viel Wild erlegt werden kann, liegt allerdings außerhalb der 

Kontrolle des Verpächters. 

 Eingewanderte Prädatoren wie der Wolf und Luchs, schlechte Witterungsverhältnisse 

und das Klima können dazu beitragen, dass die Wildbestände sinken.

 Um Streitigkeiten vorzubeugen sollte geregelt werden, die in einem solchen Fall 

verfahren wird → üblicherweise wird vereinbart, dass keine Garantie für die 

Ergiebigkeit der Jagd gegeben wird.



Jagderlaubnisse & Unterverpachtung
 Der Pächter ist zur Unterverpachtung grundsätzlich nur berechtigt, wenn eine 

entsprechende Erlaubnis des Verpächters vorliegt. 

 Regelmäßig wird deshalb eine Vereinbarung zur Unterverpachtung aufgenommen (§ 6 
(6) Th-Mustervertrag – Ausschluss der Unterverpachtung)

 Wer unterverpachtet, ohne die Erlaubnis des Verpächters zu haben, riskiert die fristlose 
Kündigung seitens des Verpächters, wobei grundsätzlich für die wirksame fristlose Kündigung 
eine Abmahnung erforderlich ist. 

 In Ausnahmefällen – wie der Verweigerung des Pächters zur Verhaltensänderung hinsichtlich 
der Untervermietung – ist allerdings keine Abmahnung notwendig. 

 Verpächter und Pächter sollten sich einig darüber sein, wie viele Jagderlaubnisse / 
Begehungsscheine erteilt werden können und unter welchen Umständen dies 
geschieht. (§ 6 Th-Mustervertrag & § 17 ThJG)

 Folgende Regelungen sind dabei üblich:

 Alle Pächter müssen eine Jagderlaubnis erteilen und unterzeichnen(§ 6 (7) Th-Mustervertrag)

 Der Verpächter muss über jede erteilte Jagderlaubnis in Kenntnis gesetzt werden.

 Wer nicht in Begleitung des Pächters ist, muss die schriftliche Jagderlaubnis bei sich führen.

 Die Anzahl der Jagderlaubnisse wird in Abhängigkeit von der Größe des Reviers und der 
Anzahl der Pächter limitiert.



Wildschadensersatz an lw. Flächen (§ 7 Th-Mustervertrag)

 Der Gesetzgeber sieht grundlegend vor, dass die Jagdgenossenschaft dafür zuständig 

ist, die Landwirte für entstandene Wildschäden zu kompensieren. 

 Aufgrund der stark angestiegenen Schwarzwildpopulation wird inzwischen in der Regel 

in mehr oder minder großem Umfang der Wildschadensersatz an den Revierinhaber 

weitergegeben. → Die Jagdgenossenschaft haftet dann nur, wenn und soweit der  

Geschädigte vom Pächter keinen Ersatz erlangen kann, z.B. bei dessen Insolvenz

 Was nach dem bürgerlichen Gesetzbuch nicht geregelt werden kann, sind Verträge zu 

Lasten Dritter. Hier wird zum Beispiel vereinbart, dass der Wildschaden gedrittelt wird 

und die Genossenschaft, der Pächter und der geschädigte Bewirtschafter zu gleichen 

Teilen den Wildschaden 

 unklare Regelung in AGB geht zu Lasten ihres Verwenders (Jagdgenossenschaft)

 Die folgenden Punkte sind zu klären:

 Wildschadensersatzpflichtige Wildarten: Wird keine Regelung getroffen, sind Wildschäden 

von Schalenwild, Fasan und Wildkaninchen ersatzpflichtig. Im Rahmen des Pachtvertrages 

können weitere Wildarten, z. B. Dachs, Rabenkrähe oder Ringeltaube als ersatzpflichtig 

aufgenommen werden. und Dachs mit aufzunehmen.



Verschiedene Modelle sind dabei denkbar. 

 1) Wildschadenspauschale: In einigen Pachtverträgen findet man, dass der 

Pächter eine Pauschale entrichtet. Diese fließt an die Jagdgenossenschaft. Sie 

wird fällig, auch wenn keine Wildschäden entstehen. 

 keine weitere Beteiligung des Jagdpächters bei Schadensfeststellung oder im (Vor-

)Verfahren → Jagdgenossenschaft haftet direkt;

 Von dieser Regelung ist abzuraten, da sie falsche Anreize setzt. Schafft es der 

Jäger beispielsweise, unter großem Aufwand, die Wildschäden auf ein Minimum zu 

reduzieren, muss er dennoch die Pauschale zahlen. Nimmt er seine Pflichten nicht 

ernst, wird die Pauschale auch bei ausufernden Wildschäden nicht angehoben.

 2) Volle Wildschadensübernahme: der Jagdpächter wird für alle entstehenden 

Wildschäden in die Verantwortung gezogen. 

 Das ist eine maximal einseitige Belastung, die dazu führt, dass die Landwirte nicht 

gewillt sind, an der Wildschadensverhütung mitzuwirken. Darüber hinaus trägt sie 

dazu bei, dass Streit entsteht und viele Jagdpächter das Interesse verlieren, oder 

eine merklich niedrigere Jagdpacht anbieten. 



 3) Volle Wildschadensübernahme mit Deckelung: 

 Einige Jagdpächter akzeptieren, dass sie die Wildschäden ausgleichen müssen, sind 

allerdings nur dazu bereit, dies bis zu einem Maximalbetrag zu tun. 

 Alle Schäden, die darüber hinaus entstehen, trägt die Jagdgenossenschaft. 

Direktanspruch des Geschädigten gegen den Jagdpächter (ggf. gleichzeitig neben 

der JG); Jagdpächter ist (ein) Ansprechpartner und Beteiligter im (Vor-)Verfahren

 Hier läuft man Gefahr, dass die jagdlichen Bemühungen eingestellt werden, wenn 

der Maximalbetrag überschritten ist, da in diesem Moment der Anreiz erlischt.

 4) Anteilige Wildschadensübernahme:

 Beispielsweise könnten sich Verpächter und Pächter dazu verpflichten, gemeinsam 

an der Verhütung von Wildschäden zu wirken und diese partnerschaftlich 

auszugleichen.

 In der Praxis ist es häufig so, dass der Jäger 50% der Wildschäden kompensiert und 

die Jagdgenossenschaft die restlichen 50%. 

 Empfohlene Variante: So sitzen beide Parteien in einem Boot und arbeiten 

zusammen.



Wildschaden im Wald 
 Auch dort sind die vier Modelle grundsätzlich anwendbar:

 Wildschadenspauschale: ggf. mit Wildschadenverhütungsbeitrag: einen jährlich vom Jäger zu entrichtenden Betrag, der 
investiert wird, um Wildschäden im Wald zu verhüten, beispielsweise durch Einzelverbissschutz. (Im Gegensatz zur reinen 
Wildschadenspauschale muss nachgewiesen werden, dass das Geld tatsächlich investiert wurde).

 Volle Wildschadensübernahme ggf. mit Deckelung 

 Anteilige Wildschadensübernahme:

 Wildschäden im Wald zu beziffern ist sehr schwer. Das liegt vor allem an den folgenden Faktoren:

 Wenn ein Stück Rehwild einen jungen Trieb verbeißt, ist er verschwunden und kann in der 
Wildschadenskalkulation nicht auftauchen.

 Auch wenn der Leittrieb einer Pflanze verbissen wird, hat diese noch immer einen forstwirtschaftlichen 
Wert. Es ist schwer seriös zu prognostizieren, wie sich der Wert des Baumes im Vergleich zu einem nicht 
verbissenen Holz in Zukunft entwickeln wird.

 Ein gewisses Verbisslevel muss akzeptiert werden. Gänzlich vermieden werden kann es nur durch den 
Totalabschuss, der in den meisten Revieren nicht durchführbar ist und durch das Jagdgesetz verboten wird. 

 Wichtig ist, dass im Jagdpachtvertrag die Hauptholzarten definiert werden (§ 7 Th-Mustervertrag) Nur diese sind 
wildschadensersatzpflichtig. Hier sollten jene Holzarten aufgeführt werden, die aktuell hauptsächlich im 
Jagdrevier vorkommen. Das könnten beispielsweise Fichte, Kiefer, Eiche und Buche sein.

 Bei Wildschadensverhütungskosten im Wald ist zu bedenken, dass ihr Ersatz im Gesetz nicht vorgesehen, also reiner Zusatz 
ist, den eine Jagdgenossenschaft, falls der Pächter sie nicht übernehmen würde, niemals bezahlen würde und auch gar nicht 
dürfte, weil dadurch der Auskehrungsanspruch der Jagdgenossen gemindert würde. 

 Will sich der Pächter gleichwohl an den Wildschadensverhütungskosten beteiligen, weil das derzeit noch überwiegend 
verlangt wird, sollte sich auch diese Zusatzleistung mindernd auf den Pachtpreis auswirken. 



Wildschadensverhütungsmaßnahmen

 Es ist sinnvoll zu definieren, was unternommen wird, um Wildschäden zu verhüten
(§ 11 (3) Th-Mustervertrag)

 Wildschäden ausschließlich durch die Bejagung unterbinden zu wollen, wird nicht 
zu dem gewünschten Ergebnis führen. Ein Stück Rehwild kann beispielsweise 
mühelos in der Nacht oder außerhalb der Jagdzeit für Verbiss sorgen

 Im Pachtvertrag sollte definiert werden, welche 
Wildschadensverhütungsmaßnahmen Pächter und Verpächter akzeptieren müssen. 
Hier ein paar Beispiele:

 Gatterung von Aufforstungen: Werden größere Areale aufgeforstet, kann es Sinn ergeben, 
diese einzugattern. Das hat zur Folge, dass sie jagdlich uninteressant werden und somit 
die bejagbare Fläche reduzieren.

 Ablenkkirrungen: Häufig Praxis ist die Anlage von Kirrungen, die von besonders 
schadanfälligen Ackerfrüchten ablenken und das Schwarzwild von ihnen fernhalten. 

 Wildacker und Äsungsflächen: Um den Verbiss zu reduzieren, ist es sinnvoll, dem Wild 
eine alternative Äsung zur Verfügung zu stellen. Dafür müssen die notwendigen Flächen 
bereitgestellt werden.

 Das Aufstellen von Hochsitzen: Um Naturverjüngungsflächen, Ackerflächen und Grünland 
effektiv vor Wildschäden schützen zu können, muss dem Jagdpächter erlaubt werden 
Hochsitze aufzustellen.



3.) Jagdsatzung

 Da der Großteil der Jägerschaft nicht zugleich Eigentümer eines zur 
alleinigen Jagdausübung berechtigenden Eigenjagdbezirkes ist, ist der 
Regelfall vielmehr die Bejagung von im Eigentum mehrerer 
Grundstückseigentümer stehender Flächen einer Jagdgenossenschaft.

 Jagdgenossen sind sämtliche Eigentümer der bejagbaren Flächen einer 
Gemeinde (unter Ausnahme der zu einem Eigenjagbezirk gehörenden 
Flächen), sofern diese –eine Mindestgröße von 250 ha. aufweisen.

 Die Mitgliedschaft der einzelnen Landeigentümer erfolgt von Gesetzes 
wegen und kann nicht abgelehnt, oder aus der Jagdgenossenschaft 
ausgetreten werden. 

 Auch juristische Personen, d. h. Firmen oder Körperschaften öffentlichen 
Rechtes sind, sofern deren Flächen keinen Eigenjagdbezirk bilden, 
Zwangsmitglieder. 

 Häufig bestehen Jagdgenossenschaft daher aus mehreren mehr oder 
minder große Teilflächen besitzenden, teilweise selbst land- oder 
forstwirtschaftlich tätigen Grundeigentümern und institutionellen 
Eigentümern, wie Landes- oder Bundesforstanstalt, der Gemeinde, 
kirchlichen Flächen, Bahn AG etc. Die Interessenlage innerhalb derartiger 
„bunten Mischungen“ an Jagdgenossen ist selten deckungsgleich und 
zuweilen recht konfliktträchtig.



Welche Rechtsform hat die Jagdgenossenschaft?
 Als „Körperschaften öffentlichen Rechts“(§ 11 ThJG) sind Jagdgenossenschaften 

rechtsfähig, d.h. sie können verklagt werden und auch ihrerseits klagen. 

 Die Mitgliedschaft in einer Jagdgenossenschaft ist nicht freiwillig, sondern zwingend 

entsprechend § 9 Abs. 1 BJG, demzufolge sämtliche Eigentümer von Grundflächen, die 

zu einem gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehören, der Jagdgenossenschaft angehören. 

 Im Gegensatz zu freiwillig gebildeten Vereinen, denen man gewisse Freiheiten im 

Hinblick auf ihre Konstituierung und die Durchführung der Vereinsgeschäfte zubilligen 

kann, bedarf es insbesondere im Hinblick auf die Zwangsmitgliedschaft und die 

dadurch sich zu Gunsten wie zu Lasten der Zwangsmitglieder ergebenden Rechte und 

Pflichten einer klaren Regelung von Verantwortlichkeiten. 

 Die Jagdgenossenschaft hat sich nach § 11 (2) ThJG eine Satzung zu geben, die von der 

UJB genehmigt werden muss (Anzeige bei Nutzung Satzungsmuster § 11 (3) ThJG

 Ungeachtet etwaig ergänzender, durch Landesrecht bestimmter Vorschriften, besitzt 

eine Jagdgenossenschaft üblicherweise zwei Organe, nämlich zum einen den 

Jagdvorstand und zum zweiten die Jagdgenossenschaftsversammlung als das die 

wesentlichen Entscheidungen vornehmende Organ.



§ 2 Satzung der Jagdgenossenschaft - Verordnung 

zur Ausführung des Thüringer Jagdgesetzes 

(ThJGAVO) - Zu § 11 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 7 Satz 

2ThJG
 (1) Die Satzung der Jagdgenossenschaft muss mindestens folgende Bestimmungen der 

Mustersatzung (Anlage 1) enthalten – siehe Mustersatzung für Jagdgenossenschaften:

 1.    Name und Sitz der Jagdgenossenschaft,

 2.    Mitglieder der Jagdgenossenschaft und Aufgaben,

 3.    Organe der Jagdgenossenschaft,

 4.    Durchführung der Versammlung der Jagdgenossen,

 5.    Beschlussfassung der Versammlung der Jagdgenossen,

 6.    Vorstand der Jagdgenossenschaft,

 7.    Sitzung des Jagdvorstands,

 8.    Jagdvorsteher,

 9.    Kassenführer,

 10.  Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen und

 11.  Kassenverwaltung, Geschäfts- und Wirtschaftsführung.



Wichtige Regelungen

 § 4 (2) Wildschadensersatzpflicht der Jagdgenossenschaft und Übertragungsoption auf den 
Jagdpächter 

 § 7 jährliche Versammlung der Jagdgenossen & Einberufungsantrag

 § 8 doppelte Mehrheit (Mehrheit der Jagdgenossen & Grundfläche)

 Wie bereits erwähnt ist es den Vereinen bzw. den Mitgliedern nach den neuen Regelungen 
gemäß § 32 Abs. 2 BGB erlaubt, an den Mitgliederversammlungen „online“ teilzunehmen. 
Danach genügt es, wenn die Vereinsmitglieder virtuell präsent sind und ihre 
Mitgliederrechte dabei ebenso virtuell ausüben.

 Am 9. Februar 2023 hat der Bundestag beschlossen, dass weiterhin die Mitgliederversammlung 
online abgehalten werden darf, und zwar in Gestalt von Videokonferenzen. Daneben ist aber 
auch eine Teilnahme per Chat oder Telefon möglich. Damit wurde die Bedingung einer 
Satzungsänderung aufgehoben, wenn eine hybride oder eine rein digitale Mitgliederversammlung 
durchgeführt werden soll.

 Eine Besonderheit gilt es dennoch zu beachten: Während hybride Versammlungen (ein Teil der 
Mitglieder nimmt virtuell teil, ein anderer Teil ist selbst vor Ort präsent) jederzeit vom 
Einberufungsorgan organisiert werden können, bedarf es bei rein digitalen 
Mitgliederversammlungen der Zustimmung aller Mitglieder! Darüber müsste man folglich per 
Mitgliederbeschluss entscheiden.

 Des Weiteren bleiben Vorschriften zu einer Einladung zur Mitgliederversammlung unberührt. Das 
bedeutet, Sie müssen die Mitglieder weiterhin laut Satzung einladen.



Vielen Dank für die Aufmerksamkeit

RA Martin Hirschmann

Thüringer Bauernverband e.V.

Regionalreferent Mittelthüringen

Telefon 0361/26253212  

Telefax 0361/26253213

region.mitte@tbv-erfurt.de
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